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Wien. Die Debatte um den Klimawandel wird
zunehmend vor den Gerichten ausgefoch-
ten. Jugendliche wollen mit „Klimaklagen“
die Staaten zu einer stärkeren Reduktion der
CO2-Emissionen verpflichten. Seniorinnen
strengen Verfahren an, damit Klimaschutz zu
einem Menschenrecht wird. Vom Klimawan-
del Betroffene klagen Energie- und Indus-
trieunternehmen auf Schadenersatz. Wie
solche Klagen als politisches Mittel dienen
können, damit befasste sich das vergangene
Rechtspanorama am Juridicum in Wien.  

„Die Bekämpfung des Klimawandels ist
ein Hauptschlachtfeld der strategischen Pro-
zessführung“, sagte Michael Lysander Fre-
muth, Professor für Grund- und Menschen-
rechte an der Uni Wien. In Österreich und
der Schweiz würden solche Klimaverfahren
bisher nicht sonderlich erfolgreich geführt
werden. In den Niederlanden konnten sich
Klimaaktivisten vor den Gerichten hingegen
schon mehrfach durchsetzen. 

Ende 2019 hat das Oberste Gericht in Den
Haag die niederländische Regierung verur-
teilt, die Treibhausgasemissionen stark zu re-
duzieren. Die Klage von Umweltschützern
gegen den Öl- und Erdgaskonzern Shell vor
einem Bezirksgericht in Den Haag war im
Jahr 2021 ebenfalls erfolgreich: Es urteilte,
dass der Konzern seine CO2-Emmissionen
ebenfalls drastisch reduzieren muss. 

Entscheidend könnten nun drei weitere
Verfahren sein, die vor dem Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) an-
hängig sind. So hat eine Gruppe junger Por-
tugiesen mehrere Staaten wegen unzurei-
chender Bemühungen gegen den Klimawan-
del geklagt, darunter Österreich.
Seniorinnen haben sich zudem beim EGMR
beschwert, dass die Schweiz zu wenig gegen
den Klimawandel unternehme und dadurch
gegen die Europäische Menschenrechtskon-
vention verstoße. 

Die Entscheidungen des EGMR dazu sol-
len bald fallen. „Davon könnte ei-
ne Orientierungswirkung für den
ganzen Konventionsraum ausge-
hen“, sagt Fremuth. Der Jurist
glaubt jedoch, dass der EGMR
hier keine Konventionsverletzung
durch die beklagten Staaten fest-
stellen werde: „Einige Leute
könnten enttäuscht werden.“ In
seiner bisherigen umweltrechtli-
chen Judikatur habe das europäi-
sche Höchstgericht den Staaten
nämlich einen sehr weiten Er-
messensspielraum zugestanden,
sagte Fremuth. 

Doch steht bei den von Klimaaktivisten
angestrengten Verfahren nicht unbedingt
immer der juristische Erfolg im Fokus. „Es
geht hier eigentlich gar nicht primär um den
Sieg im Gerichtssaal, sondern um die Her-
stellung von Öffentlichkeit“, sagt Burkhard
Hess, Professor für Zivilverfahrensrecht an
der Universität Wien. Oft solle bei den Ge-
richtsverfahren einem allgemeinen Anliegen
„ein individuelles Gesicht gegeben“ werden.

Inselbewohner klagen Zementkonzern 

So im Fall von vier Menschen, die auf der in-
donesischen Insel Pari leben. Sie befürchten,
dass ihre Insel infolge des Klimawandels und
steigenden Meeresspiegels überflutet wer-
den könnte. In der Schweiz haben sie den Ze-
menthersteller Holcim unter anderem auf
Schadenersatz geklagt. Denn dieser sei mit
seinem hohen CO2-Ausstoß für den Klima-
wandel mitverantwortlich. 

Bei solchen strategischen Klagen würden
„Einzelne vorgeschoben werden, dahinter

steht aber eine Organisation, die den ganzen
Prozess organisiert, finanziert und sehr pro-
fessionell durchführt“, sagte Hess. Hier könn-
ten dadurch letztlich ähnliche Probleme wie
bei der Prozessfinanzierung auftreten: „Der
Einzelne wird zwar als Vehikel benutzt. Das
Individualanliegen tritt aber fast schon wie-
der zurück hinter das Interesse desjenigen,
der das Verfahren im Allgemeininteresse ini-
tiier
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Wollen Aktivisten oder NGOs ihre politi-
schen Anliegen vor Gericht bringen, ist Ös-
terreich im internationalen Vergleich derzeit
bisher nicht der ideale Ort dafür. „Österreich
ist als Rechtsstandort derzeit nicht besonders
attraktiv für die Durchsetzung solcher Anlie-
gen“, sagte Bettina Knötzl, Vizepräsidentin
der Rechtsanwaltskammer Wien. Das liege
vor allem an den sehr hohen Pauschalgebüh-

ren, die hierzulande bei Gerichtsverfahren
verlangt werden. Wirklich großen Schaden-
ersatz zu erlangen, könne in Österreich da-
her sehr teuer werden, schilderte Rechtsan-
wältin Knötzl. Daher sei Österreich beim so-
genannten „Forum Shopping“, bei dem sich
der Kläger international aussucht, in wel-
chem Land er seinen Gegner klagt, nicht die
erste Wahl. 

Rechtspanorama am

Juridicum. Eine Runde von
Fachleuten diskutierte,
inwieweit Klagen und
Beschwerden der
Durchsetzung politischer
Anliegen dienen können. 

Klimaklagen: Zwischen PR und Gerechtigkeit 
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von Öffentlichkeit

Burkhard Hess
Professor für Zivilver-

fahrensrecht

I m Scheidungsverfahren
sind vermögensrechtli-
che Fragen oft ein zentra-

ler Punkt der Auseinander-
setzung. So mancher
Ehepartner versucht, sein
Vermögen durch Einbrin-
gung in eine Privatstiftung
vor der Aufteilung zu schüt-
zen. Die Errichtung einer Pri-
vatstiftung ist wesentlicher
Bestandteil der strategischen
Vermögensverwaltung. Ihr
Hauptzweck ist oft die nach-
haltige Sicherung von Ver-
mögen für nachfolgende Ge-
nerationen.

Mit der Einbringung von
Vermögenswerten, wie z.B.
Liegenschaften in eine Pri-
vatstiftung, überträgt der
Stifter sein Eigentumsrecht.
Das Vermögen gehört fortan
der Stiftung, deren Vorstand
es widmungsgemäß im Sin-
ne des statutarischen Stif-
tungszweckes zu verwalten
hat. Vermögenswerte, die ein
Ehegatte in eine Privatstif-
tung eingebracht hat, unter-
liegen daher bei Eheschei-
dung als Vermögen „Dritter“
grundsätzlich nicht der Auf-
teilung.

Gerechte Aufteilung
Rechtlich darf niemand kurz
vor der Scheidung das eheli-
che Vermögen eigenmächtig
in einer Weise verringern, die

dem Partner schadet. Das be-
trifft auch die Einbringung
von Vermögen in eine Privat-
stiftung. Demnach ist es den
Ehegatten untersagt, inner-
halb von zwei Jahren vor der
Scheidung ohne Einver-
ständnis des jeweils anderen
Vermögen in eine Stiftung
einzubringen, soweit dies
den üblichen Lebensverhält-
nissen des Paares wider-
spricht. Die Regelung zielt
darauf ab, eine gerechte Auf-
teilung des während der Ehe
angesammelten Vermögens
zu gewährleisten.

Die Zweijahresfrist be-
ginnt nicht zwingend bereits
mit dem Eigentumsüber-
gang. Es kommt vielmehr
ganz entscheidend auch da-

rauf an, ob der Stifter sich be-
stimmte Einfluss- und Verfü-
gungsrechte vorbehalten
hat. Kurzfristige, aus der Not
geborene vermögensrechtli-
che Dispositionen in der Ehe-
krise bzw. im Vorfeld der sich
bereits abzeichnenden
Scheidung stehen mitunter
auf wackeligen Beinen und
haben oft jahrelange, erbit-
terte Rosenkriege vor Gericht
zur Folge.

Wie immer in Ehesachen
empfiehlt es sich besonders
auch im Zusammenhang mit
der Einbringung von Vermö-
gen in Stiftungen, bereits in
guten Zeiten qualifizierte
Rechtsberatung einzuholen
und die Dinge mit Weitblick
per Ehevertrag zu regeln.

Sind Stiftungen bei
Scheidungen zulässig?

Rechtsanwältin Valentina Philadelphy-Steiner. [Jeff Mangione]
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